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REPUBLIK ÖSTERREICH 
:' BU~DESMINISTERIUM 

FÜR ARBEIT UND SOZIALES 

zl. 53.310/4-3/91 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

1010Wien,den 13. Jänner 1992 
Stubenring 1 

Telefon (0222) 711 00 

Telex 111145 oder 111780 

Telefax 7137995 oder 7139311 

DVR: 0017001 

P .S.K.Kto.Nr. 05070.004 

Auskunft 

Par I a m e n t Dr. Sabine Stvan-Jagoda 
1010 Wien _------------... ~e 6275 Durchwahl 

Gese l'")ntwu~ 
ZL.. ((J{;l;fWPFi 
Datu-:1 Zr:·- _. /) .-
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Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beehrt sich, 1n 

der Anlage 25 Exemplare des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Gleichbehandlungsgesetz geändert wird, zur gefälligen 

Kenntnisnahme zu übermitteln. Als Frist für die Abgabe der 

Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren wurde der 13. März 1992 

festgesetzt. 

Anlagen 

Für den Bundesminister: 

K lei n 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

119/ME XVIII. GP - Entwurf 1 von 44

www.parlament.gv.at



E N T W U R F 

Bundesgesetz, mit dem das Gleichbehandlungsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundesgesetz über die Gleichbehandlung von Frau und Mann im 

Arbeitsleben (Gleichbehandlungsgesetz) 8GBl. Nr. 108/1979, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 410/1990, wird 

wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 lautet: 

"(1) Auf Grund des Geschlechtes darf im Zusammenhang mit 

einem Arbeitsverhältnis niemand unmittelbar oder mittelbar 

diskriminiert werden, insbesondere nicht 

1. bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses, 

2: bei der Festsetzung des Entgelts, 

3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein 

Entgelt darstellen, 

4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf betrieblicher 

Ebene, 

5. beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderungen, 

6. bei den sonstigen Arbeitsbedingungen und 

7. bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

Diskriminierung ist jede benachteiligende Differenzierung, 

die ohne sachliche Rechtfertigung vorgenommen wird. Eine 

mittelbare Diskriminierung liegt insbesondere dann vor, wenn 

1. die Differenzierung nicht unmittelbar wegen des Ge­

schlechtes, sondern nach Merkmalen erfolgt, die aus­

schließlich oder überwiegend auf ein Geschlecht zutreffen 

oder 

2. eine Regelung oder Maßnahme zwar unterschiedslos auf 

Männer oder Frauen angewendet wird, diese aber für die 

Personen eines Geschlechtes erheblich nachteiligere Wir-
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kungen entfaltet als bei Personen des anderen Geschlechtes 

und diese nachteiligen Wirkungen auf dem Geschlecht oder 

der Geschlechtsrolle basieren 

und die Differenzierung, Regelung oder Maßnahme sachlich 

nicht gerechtfertigt ist." 

2. Nach § 2 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 

"(la) Eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes liegt 

auch vor, wenn der Arbeitnehmer im Zusammenhang mit seinem 

Arbeitsverhältnis 

1. vom Arbeitgeber selbst oder 

2. von Dritten sexuell belästigt wird und der Arbeitgeber 

eine ihm mögliche Abhilfe unterläßt. 

Sexuelle Belästigung liegt vor, wenn ein der sexuellen Sphäre 

zugehöriges Verhalten gesetzt wird, das der betroffenen 

Person erkennbar unerwünscht ist und 

1. geeignet ist, die Würde der Person gröblich zu verletzen 

oder 

2. eine einschüchternde oder demütigende Arbeitsumwelt für 

die betroffene Person schafft." 

3. § 2 Abs. 2 lautet: 

"(2) Betriebliche Einstufungsregelungen und Normen der kol­

lektiven Rechtsgestaltung haben bei der Regelung der Entloh­

nungskriterien den Grundsatz des gleichen Entgelts für glei­

che Arbeit oder für eine Arbeit, der gleicher Wert beige­

messen wird, zu beachten und dürfen keine Kriterien für die 

Beurteilung der Arbeit der Frauen einerseits und der Arbeit 

der Männer andererseits vorschreiben, die zu einer Diskrimi­

nierung führen." 
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4. § 2a Abs. 1 lautet: 

"(1) Ist das Arbeitsverhältnis wegen einer vom Arbeitgeber zu 

vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des § 2 

Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der Arbeitgeber zum 

Ersatz des Schadens verpflichtet, den der Stellenwerber 

dadurch erleidet, daß er darauf vertrauen konnte, die Begrün­

dung des Arbeitsverhältnisses werde nicht wegen einer solchen 

Verletzung unterbleiben. Jedenfalls ist der Arbeitgeber 

verpflichtet, dem Stellenwerber das Entgelt zu ersetzen, das 

dieser bei Begründung des Arbeitsverhältnisses in den ersten 

sechs Monaten ab Arbeitsantritt hätte erzielen können." 

5. Nach § 2a Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 

"(la) Machen mehrere Bewerber Ansprüche gemäß Abs. 1 zweiter 

Satz klagsweise geltend, so kann das Gericht die Summe dieser 

Schadenersatzansprüche auf bis zu insgesamt sechs Monatsent­

gelte begrenzen und auf die diskriminierten Kläger nach 

Köpfen aufteilen." 

6. § 2a Abs. 2 lautet: 

"(2) Erhält ein Arbeitnehmer wegen Verletzung des Gleichbe­

handlungsgebotes des § 2 Abs. 1 Z 2 durch den Arbeitgeber für 

gleiche Arbeit oder für eine Arbeit, der gleicher Wert beige­

messen wird, ein geringeres Entgelt als ein Arbeitnehmer des 

anderen Geschlechtes, so hat er gegenüber dem Arbeitgeber 

Anspruch auf Bezahlung der Differenz." 

7. S 2a Abs. 5 lautet: 

"(5) Ist ein Arbeitnehmer wegen einer vom Arbeitgeber zu 

vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des § 2 

Abs. 1 Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist der Arbeit­

geber verpflichtet, dem Arbeitnehmer die Differenz zu dem 

Entgelt zu ersetzen, das der Arbeitnehmer in den ersten sechs 

Monaten ab der Beförderung hätte erzielen können." 
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8. § 2a Abs. 7 lautet: 

"(7) Ein infolge sexueller Belästigung im Zusammenhang mit 

seinem Arbeitsverhältnis diskriminierter Arbeitnehmer hat 

gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch auf Ersatz des erlittenen 

Schadens. Soweit der Nachteil nicht in einer Vermögenseinbuße 

besteht, hat der Arbeitnehmer zum Ausgleich des durch die 

Verletzung der Würde entstandenen Nachteils Anspruch auf 

angemessenen Schadenersatz, der mindestens 5.000 S beträgt." 

9. § 2a Abs. 8 lautet: 

"(8) Ist das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber wegen des 

Geschlechtes des Arbeitnehmers oder wegen der offenbar nicht 

unberechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach diesem 

Gesetz gekündigt oder vorzeitig beendet worden, so kann die 

Kündigung oder Entlassung beim Gericht angefochten werden." 

10. § 2a Abs. 9 lautet: 

"(9) Insoweit sich im Streitfall der Arbeitnehmer oder 

Stellenwerber auf einen Diskriminierungstatbestand im Sinne 

des § 2 Abs. 1 beruft, hat er diesen glaubhaft zu machen. 

Der Arbeitgeber hat nachzuweisen, daß nicht auf das Ge­

schlecht bezogene Gründe für sein Verhalten maßgebend waren 

oder das Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung für die 

auszuübende Tätigkeit ist." 

11. Nach § 3 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefügt: 

"(5a) Jede der in Abs. 3 Z 1 bis 4 genannten Interessenver­

tretungen hat zumindest eine Frau als Mitglied der Kommis­

sion vorzuschlagen. Auch bei der Nominierung der Ersatzmit­

glieder sind von jeder Interessenvertretung Frauen in einem 

Ausmaß von mindestens 50 % zu berücksichtigen." 

Dok.Name: GBG-Novelle 
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12. § 4 lautet: 

"§ 4. Die Kommission hat sich mit allen die Diskriminierung 

(§ 2) berührenden Fragen und mit Verstößen gegen § 2b zu 

befassen und die Einhaltung des Gebotes der geschlechts­

neutralen Stellenausschreibung (§ 2c) zu überwachen." 

13. § 5 Abs. 3 lautet: 

"(3) Gutachten der Kommission sind nach den Bestimmungen des 

Verlautbarungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 201/1985, zu verlaut-

baren." 

14. § 6 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Kommission hat rechtskräftige Urteile im Sinne des 

Abs. 3, die Verletzungen des Gleichbehandlungsgebotes fest­

stellen, nach den Bestimmungen des Verlautbarungsgesetzes 

1985, BGBI. Nr. 201/1985, zu veröffentlichen." 

15. S 6a Abs. 4 lautet: 

"(4) Kommt der Arbeitgeber der Verpflichtung nach Abs. 1 

und 2 nicht nach, so hat die Kommission diesen Umstand nach 

den Bestimmungen des Verlautbarungsgesetzes 1985, BGBI. 

Nr. 201/1985, zu verlautbaren." 

16. S 10 Abs. 1 lautet: 

"(1) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Kommission haben 

ihre Tätigkeit ehrenamtlich auszuüben. Sie haben Anspruch 

auf Ersatz der notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten; 

gleiches gilt für die Vertreter der Kollektivvertragspar­

teien und für die sonstigen Fachleute (§§ 5 Abs. 2 und 7 

Abs. 4) mit Ausnahme jener Fachleute, die schriftliche Fach­

gutachten im Auftrag der Kommission erstellen." 

Dok.Name: GBG-Novelle 
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17. § lOb samt überschrift lautet: 

"Klageberechtigung, Nebenintervention und Fristen für 

die Geltendmachung von Ansprüchen 

§ lOb. (1) Ansprüche nach § 2a können unabhängig von der 

Befassung der Gleichbehandlungskommission 

1. vom betroffenen Arbeitnehmer oder Stellenwerber oder 

2. der Anwältin für Gleichbehandlungsfragen als Organ des 

Bundeskanzleramtes 

durch Klage beim Gericht geltend gemacht werden. 

(2) Die Anwältin für Gleichbehandlungsfragen ist weiters 

berechtigt, einem Rechtsstreit über Ansprüche nach § 2a 

gemäß § 17 der Zivilprozeßordnung auf Seiten des Arbeit­

nehmers als Nebenintervenient beizutreten. 

(3) Ansprüche nach § 2a Abs. 1 und 5 sind binnen sechs 

Monaten gerichtlich geltend zu machen. Die Frist zur Gel­

tendmachung beginnt mit Ablehnung der Bewerbung oder Beför­

derung. Eine Kündigung oder Entlassung gemäß § 2a Abs. 8 ist 

binnen 14 Tagen ab ihrem Zugang beim Gericht anzufechten. 

Für Ansprüche nach § 2a Abs. 2, 3, 4 , 6 und 7 gilt die 

dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 1486 des Allgemeinen 

Bürgerlichen Gesetzbuches. Die Einbringung des Antrages auf 

Prüfung der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes bei der 

Kommission bewirkt die Hemmung der Fristen." 

18. Nach § lOb werden folgende §§ 10c und 10d samt überschriften 

eingefügt: 

"Auflegen des Gesetzes 

§ 10c. Jeder Arbeitgeber hat einen Abdruck dieses Bundesge­

setzes im Betrieb an geeigneter, für die Arbeitnehmer leicht 

zugänglicher Stelle aufzulegen. 
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Strafbestimmungen 

§ 10d. Wer entgege~ der Bestimmung des § 2c einen Arbeits­

platz nur für Männer oder nur für Frauen ausschreibt, ist 

auf Antrag eines Stellenwerbers oder der Anwältin für Gleic­

hbehandlungsfragen von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 

Geldstrafe bis zu 30.000 S zu bestrafen, es sei denn, ein 

bestimmtes Geschlecht ist unverzichtbare Voraussetzung für 

die auszuübende Tätigkeit." 

19. (Grundsatzbestimmung) § 12 Abs. 1 lautet: 

"(1) Auf Grund des Geschlechtes darf im Zusammenhang mit 

einem Arbeitsverhältnis niemand unmittelbar oder mittelbar 

diskriminiert werden, insbesondere nicht 

1. bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses, 

2. bei der Festsetzung des Entgelts, 

3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein 

Entgelt darstellen, 

4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf betrieb­

licher Ebene, 

5. beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderun-

gen, 

6. bei den sonstigen Arbeitsbedingungen und 

7. bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

Diskriminierung ist jede benachteiligende Differenzierung, 

die ohne sachliche Rechtfertigung vorgenommen wird. Eine 

mittelbare Diskriminierung liegt insbesondere dann vor, wenn 

1. die Differenzierung nicht unmittelbar wegen des Ge­

schlechtes, sondern nach Merkmalen erfolgt, die aus­

schließlich oder überwiegend auf ein Geschlecht zutreffen 

oder 

2. eine Regelung oder Maßnahme zwar unterschiedslos auf 

Männer oder Frauen angewendet wird, diese aber für die 

Personen eines Geschlechtes erheblich nachteiligere 
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Wirkungen entfaltet als bei Personen des anderen Ge­

schlechtes und diese nachteiligen Wirkungen auf dem 

Geschlecht oder der Geschelchtsrolle basieren 

und die Differenzierung, Regelung oder Maßnahme sachlich 

nicht gerechtfertigt ist." 

20. (Grundsatzbestimmung) Nach § 12 Abs. 1 wird folgender Abs. 

1a eingefügt: 

"(la) Eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes liegt 

auch vor, wenn der Arbeitnehmer im Zusammenhang mit seinem 

Arbeitsverhältnis 

1. vom Arbeitgeber selbst oder 

2. von Dritten sexuell belästigt wird und der Arbeitgeber 

eine ihm mögliche Abhilfe unterläßt. 

Sexuelle Belästigung liegt vor, wenn ein der sexuellen Sphäre 

zugehöriges Verhalten gesetzt wird, das der betroffenen 

Person erkennbar unerwünscht ist und 

1. geeignet ist, die Würde der Person gröblich zu verletzen 

oder 

2. eine einschüchternde oder demütigende Arbeitsumwelt für 

die betroffene Person schafft." 

21. (Grundsatzbestimmung) § 12 Abs. 2 lautet: 

"(2) Betriebliche Einstufungsregelungen und Normen der 

kollektiven Rechtsgestaltung haben bei der Regelung der 

Entlohnungskriterien den Grundsatz des gleichen Entgelts für 

gleiche Arbeit oder für eine Arbeit, der gleicher Wert 

beigemessen wird, zu beachten und dürfen keine Kriterein 

für die Beurteilung der Arbeit der Frauen einerseits und der 

Arbeit der Männer andererseits vorschreiben, die zu einer 

Diskriminierung führen." 
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22. (Grundsatzbestimmung) § 13 Abs. 1 lautet: 

"(1) Ist das Arbeitsverhältnis wegen einer vom Arbeitgeber 

zu vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des 

§ 12 Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der Arbeit­

geber zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den der Stellen­

werber dadurch erleidet, daß er darauf vertrauen konnte, die 

Begründung des Arbeitsverhältnisses werde nicht wegen einer 

solchen Verletzung unterbleiben. Jedenfalls ist der Arbeit­

geber verpflichtet, dem Stellenwerber das Entgelt zu erset­

zen, das dieser bei Begründung des Arbeitsverhältnisses 

innerhalb elnes von der Ausführungsgesetzgebung festzu­

setzenden Zeitraumes ab Arbeitsantritt hätte erzielen 

können." 

23. (Grundsatzbestimmung) Nach § 13 Abs. 1 wird folgender Abs. 

1a eingefügt: 

"(la) Machen mehrere Bewerber Ansprüche gemäß Abs. 1 zweiter 

Satz klagsweise geltend, so kann das Gericht die Summe 

dieser Schadenersatzansprüche auf den von der Ausführungs­

gesetzgebung gemäß § 13 Abs. 1 festzusetzenden Betrag be­

grenzen und auf die diskriminierten Kläger nach Köpfen 

aufteilen." 

24. (Grundsatzbestimmung) § 13 Abs. 2 lautet: 

"(2) Erhält ein Arbeitnehmer wegen Verletzung des Gleichbe­

handlungsgebotes des § 12 Abs. 1 Z 2 durch den Arbeitgeber 

für gleiche Arbeit oder für eine Arbeit, der gleicher Wert 

beigemessen wird, ein geringeres Entgelt als ein Arbeitneh­

mer des anderen Geschlechtes, so hat er gegenüber dem 

Arbeitgeber Anspruch auf Bezahlung der Differenz." 

25. (Grundsatzbestimmung) § 13 Abs. 5 lautet: 

"(5) Ist ein Arbeitnehmer wegen einer vom Arbeitgeber zu 

vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des § 

12 Abs. 1 Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist der 
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Arbeitgeber verpflichtet, dem Arbeitnehmer die Differenz zu 

dem Entgelt zu ersetzen, das der Arbeitnehmer innerhalb 

eines von der Ausführungsgesetzgebung festzusetzenden 

Zeitraumes ab der Beförderung hätte erzielen können." 

26. (Grundsatzbestimmung) § 13 Abs. 7 lautet: 

"(7) Ein infolge sexueller Belästigung im Zusammenhang mit 

seinem Arbeitsverhältnis diskriminierter Arbeitnehmer hat 

gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch auf Ersatz des erlitte­

nen Schadens. Soweit der Nachteil nicht in einer Vermögens­

einbuße besteht, hat der Arbeitnehmer zum Ausgleich des 

durch die Verletzung der Würde entstandenen Nachteils 

Anspruch auf angemessenen Schadenersatz." 

.27. (Grundsatzbestimmung) § 13 Abs. 8 lautet: 

"(8) Ist das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber wegen des 

Geschlechtes des Arbeitnehmers oder wegen der offenbar 

nicht unberechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach 

diesem Gesetz gekündigt oder vorzeitig beendet worden, so 

kann die Kündigung oder Entlassung beim Gericht angefochten 

werden." 

28. (Grundsatzbestimmung) § 13 Abs. 9 lautet: 

"(9) Insoweit sich im Streitfall der Arbeitnehmer oder 

stellenwerber auf einen Diskriminierungstatbestand im Sinne 

des § 12 Abs. 1 beruft, hat er diesen glaubhaft zu machen. 

Der Arbeitgeber hat nachzuweisen, daß nicht auf das Ge­

schlecht bezogene Gründe für sein Verhalten maßgebend waren 

oder das Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung für die 

auszuübende Tätigkeit ist." 

29. (Grundsatzbestimmung) § 14 Abs. 1 lautet: 

" (1) Soweit die Landesgesetzgebung eine Gleichbehandlungs­

kommission vorsieht, hat sich diese mit allen die Diskrimi-

Dok.Name: GBG-Novelle 

119/ME XVIII. GP - Entwurf 11 von 44

www.parlament.gv.at



- 11 -

nierung 1m Sinne des § 12 berührenden Fragen zu befassen und 

die Einhaltung des Gebotes der geschlechtsneutralen Stellen­

ausschreibung (§ 13a) zu befassen." 

30. (Grundsatzbestimmung) Nach § 17 wird folgender § 18 samt 

überschrift eingefügt: 

"Strafbestimmungen 

S 18 (1) Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestimmen, daß 

übertretungen der in Ausführung des § 13a ergangenen lan­

desgesetzlichen Bestimmungen auf Antrag eines stellenwer­

bers oder der Anwältin für Gleichbehandlungsfragen von der 

Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu einem von 

der Ausführungsgesetzgebung festzusetzenden Betrag zu 

bestrafen sind." 

31. Nach § 21 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"§ S 2 Abs. 1, 1a und 2, 2a Abs. 1, la I 2, 5, 7, 8 und 9, 3 

Abs. 5a, 4, 5 Abs. 3, 6 Abs. 4, 6a Abs. 4, 10 Abs. 1, lOb, 

10c und 10 d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr •••. 

treten mit ••• in Kraft." 

32. Nach § 21 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) §§ 12 Abs. 1, 1a und 2, 13 Abs. 1, 1a, 2, 5, 7, 8 und 

9, 14 Abs. 1 und 18 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

Nr •••• treten gegenüber den Ländern mit dem der Kundmachung 

dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft. Diese Ausfüh­

rungsgesetze sind binnen sechs Monaten ab dem der Kundma­

chung folgenden Tag zu erlassen." 
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VOR B L A T T 

Problem: 

Im Hinblick auf den EWR-Vertrag und den beabsichtigten EG­

Beitritt österreichs ist eine Anpassung des österreichischen 

Gleichbehandlungsrechtes an das - einen weiterreichenden 

Diskriminierungsschutz vorsehende - EG-Recht erforderlich. 

Weiters sind im Zusammenhang mit der Judikatur des Verfas­

sungsgerichtshofes, die das unterschiedliche Pensionsan­

fallsalter von Frauen und Männern für verfassungswidrig 

erklärt, auch außerhalb des Pensionsrechtes legistische 

Rahmenmaßnahmen zur beschleunigten Herbeiführung der Gleich­

stellung der Frau in der Berufswelt zu treffen. 

Ziel: 

Angleichung des Gleichbehandlungsgesetzes an das EG-Recht 

und Beschleunigung der faktischen Gleichstellung von Frauen 

und Männern im Berufsleben durch Schaffung rechtlicher 

Rahmenbedingungen. 

Inhalt: 

Einführung eines pauschalierten Schadenersatzanspruches in 

der Höhe von sechs Monatsverdiensten bei Verletzung des 

Gleichbehandlungsgebotes bei Begründung des Arbeitsver­

hältnisses und beim beruflichen Aufstieg 

- Einbeziehung der Begriffe der "mittelbaren Diskriminie­

rung" und der "gleichwertigen Arbeit" in das Gleichbehand­

lungsgebot 

Aufnahme der sexuellen Belästigung als Diskriminierungs­

tatbestand <inklusive Schadenersatzanspruch) in das 

Gleichbehandlungsgesetz 

- Schaffung einer Möglichkeit zur Anfechtung von Kündigungen 

oder Entlassungen, die wegen der Geltendmachung von An­

sprüchen nach dem Gleichbehandlungsgesetz erfolgt sind 
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- Beweislasterleichterung für diskriminierte Arbeitnehmer 

durch Einführung einer Beweislastumkehr 

- Einführung von Verwaltungsstrafen bei Verstoß gegen das 

Gebot der geschlechtsneutralen Stellenausschreibung 

- pflicht zum Aushang des Gleichbehandlungsgesetzes im 

Betrieb 

- Regelung zur Gewährleistung elner geschlechtsparitätischen 

Zusammensetzung der Gleichbehandlungskommission 

- Ausweitung der Kompetenzen der Anwältin für Gleichbehand­

lungsfragen (Klageberechtigung und Nebenintervention im 

gerichtlichen Verfahren) 

- Verlängerung der Fristen für die Geltendmachung von An­

sprüchen nach dem Gleichbehandlungsgesetz 

- Änderung des Verlautbarungsorgans für Veröffentlichungen 

der Gleichbehandlungskommission 

Alternativen: 

Beibehaltung des bestehenden und weithin als unbefriedigend 

angesehenen gesetzlichen zustandes 

Kosten: 

Kosten für den Bund werden sich aus der Mitwirkung der 

Anwältin für Gleichbehandlungsfragen im gerichtlichen Ver­

fahren sowie der Verlautbarung von Veröffentlichungen der 

Gleichbehandlungskommission im Amtsblatt zur Wiener Zeitung 

ergeben. Ansonsten erwachsen dem Bund unmittelbar keine 

Kosten, da Arbeitsverhältnisse zum Bund vom Geltungsbereich 

des Gleichbehandlungsgesetzes ausgenommen sind. 
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E R L Ä U T E RUN GEN 

Allgemeiner Teil 

Das am 1. Juli 1979 in Kraft getretene Gleichbehandlungsge­

setz, das sich in seiner ursprünglichen Fassung ausschließ­

lich auf die Diskriminierung bei der Festsetzung des Ent­

gelts bezog, wurde erstmals im Jahre 1985 novelliert. Mit 

dieser Novelle wurde der sachliche Geltungsbereich des 

Gleichbehandlungsgesetzes auf die Gewährung freiwilliger 

Sozialleistungen, die kein Entgelt darstellen, und auf 

betriebliche Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen ausgedehnt. 

Die Novelle enthielt neben dem Gebot der geschlechtsneutra­

len Stellenausschreibung die Verpflichtung von Betrieben, 

bei Vorliegen der Vermutung der Nichteinhaltung des Gleich­

behandlungsgebotes der Gleichbehandlungskommission auf 

Verlangen einen Bericht zu erstatten. Weiters wurde die 

Bestimmung ins Gleichbehandlungsgesetz aufgenommen, daß 

Richtlinien über die Vergabe von Förderungen des Bundes 

Förderungen nur für solche Unternehmen vorzusehen haben, die 

das Gleichbehandlungsgesetz beachten und den Aufträgen der 

Gleichbehandlungskommission nachkommen. 

Mit der im Juli 1990 in Kraft getretenen umfassenden Novelle 

zum Gleichbehandlungsgesetz erfolgte eine Ausweitung des 

Gleichbehandlungsgebotes auf alle Phänomene des Arbeitsver­

hältnisses, insbesondere auf die Begründung des Arbeitsver­

hältnisses, den beruflichen Aufstieg und die Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses, die Einführung von Schadenersatzrege­

lungen bei Verstößen gegen das Gleichbehandlungsgebot (die 

sich allerdings beim Verstoß gegen das Gleichbehandlungsge­

bot bei Begründung des Arbeitsverhältnisses und beim beruf­

lichen Aufstieg auf den Ersatz des bloßen Vertrauensscha­

dens, insbesondere Postgebühren und Fahrtkosten, beschrän­

ken), die Ermöglichung vorübergehender Sondermaßnahmen zur 

beschleunigten Herbeiführung der De-facto-Gleichberechtigung 

von Frau und Mann sowie die Einführung einer besonderen 

Beweislastregelung zugunsten der Arbeitnehmer/innen. 
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Dadurch wurde die österreich ische Rechtslage auf dem Gebiet 

der Gleichbehandlung von Frau und Mann zwar in wesentlichen 

Bereichen dem EG-Recht angeglichen, aber nicht vollkommen 

EG-konform gestaltet. Um vollkommene EG-Konformität zu 

erreichen, ist eine weitere Novellierung des Gleichbehand­

lungsgesetzes erforderlich, wobei insbesondere gemäß der 

Rechtssprechung des Europäischen Gerichtshofes wirksame 

Sanktionen bei Verstößen gegen das Gleichbehandlungsgebot 

bei der Einstellung und bei der Beförderung geschaffen 

werden müssen. 

In Punkt IV des Arbeitsübereinkommens zwischen der Sozialis­

tischen (nunmehr Sozialdemokratischen) Partei österreichs 

und der österreichischen Volkspartei über die Bildung einer 

gemeinsamen Bundesregierung für die Dauer der XVIII. Gesetz­

gebungsperiode des Nationalrates vom Dezember 1990 ist 

festgehalten, daß in Vorbereitung auf den angestrebten EG­

Beitritt eine Weiterentwicklung des Gleichbehandlungsge­

setzes im Sinne der EG-Richtlinien vorangetrieben werden 

soll. Bei zustandekommen des EWR-Vertrages, durch den weite 

Bereiche des EG-Rechts zu übernehmen sind, wäre eine Um­

setzung der EG-Richtlinien schon vor dem Beitritt zur EG 

erforderlich. 

Zusätzlich zur beabsichtigten Angleichung an das EG-Recht 

macht das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 

6.12.1990, G 223/88, 235/88, 33/90, 63/90, 144/90, in dem 

das unterschiedliche Pensionsanfallsalter von Frauen und 

Männern für verfassungswidrig erklärt wird, gesetzliche 

Änderungen notwendig. Der Gesetzgeber hat sich entschlossen, 

durch eine verfassungsrechtliche Bestimmung das unterschied­

liche Alter bis zum 31.12.1992 fortzuschreiben, um eine 

umfassende Diskussion und Lösung der damit im Zusammenhang 

stehenden Probleme zu ermöglichen. 

Eine Angleichung des unterschiedlichen Pensionsanfallsalters 

erscheint im Lichte des o.a. VfGH-Erkenntnisses nur unter 

der Voraussetzung akzeptabel, daß Begleitmaßnahmen gesetzt 

werden, die der de-facto bestehenden Benachteiligung von 

Frauen in der Gesellschaft, v.a. im Arbeitsleben, entgegen-
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wirken. Es sollen daher auch außerhalb des Pensionsrechtes 

legistische Rahmenmaßnahmen zur beschleunigten Herbeiführung 

der Gleichstellung der Frau im Arbeitsrecht getroffen wer­

den. Zu diesen legistischen Rahmenmaßnahmen gehört u.a. die 

Novellierung des Gleichbehandlungsgesetzes. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht bei Verletzung des 

Gleichbehandlungsgebotes bei Begründung des Arbeitsverhält­

nisses und beim beruflichen Aufstieg entsprechend der Recht­

sprechung des Europäischen Gerichtshofes wirksame Schaden­

ersatzregelungen vor, die über den Ersatz des bloßen Ver­

trauensschadens hinausgehen. Zur Klarsteilung sollen in 

Entsprechung der Diktion der EG-Richtlinien die Begriffe der 

"mittelbaren Diskriminierung" und der "gleichwertigen Ar­

beit" ausdrücklich in das Gleichbehandlungsgebot aufgenommen 

werden. In Anlehnung an die in der EG geführten Diskussionen 

ist auch eine Ausweitung der Beweislastregelung durch Ein­

führung einer Beweislastumkehr sowie die Aufnahme der 

sexuellen Belästigung als Diskriminierungstatbestand samt 

Schadenersatz regelung vorgesehen. 

Weiters sieht der Entwurf die .Einführung der Anfechtungsmög­

lichkeit einer Kündigung oder Entlassung, die wegen der 

Geltendmachung von Ansprüchen nach dem Gleichbehandlungsge­

setz erfolgt ist, sowie die Verlängerung der Fristen für die 

Geltendmachung von Ansprüchen nach dem Gleichbehandlungsge­

setz vor. Bei Verletzung des Gebotes der geschlechtsneutra­

len Stellenausschreibung sollen Verwaltungsstrafen einge­

führt werden. Um den Arbeitnehmer/innen die Kenntniserlan­

gung der Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes zu 

erleichtern, soll eine Aushangpflicht des Gleichbehand­

lungsgesetzes eingeführt werden. 

Aufgrund der Erfahrungen der Anwältin für Gleichbehandlungs­

fragen, die mit der letzten Novelle zum Gleichbehandlungsge­

setz eingeführt wurde, ist weiters eine Ausweitung der 

Kompetenzen der Anwältin für Gleichbehandlungsfragen im 

gerichtlichen Verfahren vorgesehen. Die restlichen Änderun­

gen betreffen die geschlechtsparitätische Zusammensetzung 

der Gleichbehandlungskommission sowie die Verlautbarung von 

Entscheidungen der Gleichbehandlungskommission. 
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Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der Regelungen 

des Entwurfes gründet sich auf den Kompetenztatbestand 

"Arbeitsrecht" (Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG) sowie auf Art. 12 

Abs. 1 Z 6 B-VG ("Arbeitsrecht sowie Arbeiter- und Ange­

stelltenschutz, soweit es sich um land- und forstwirtschaft­
liche Arbeitnehmer handelt"). 
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Besonderer Teil 

Zu Z 1 (§ 2 Abs. 1): 

Durch die ausdrückliche Aufnahme des Begriffes der "mittel­

baren Diskriminierung" in den Gesetzestext soll klargestellt 

werden, daß vom Gleichbehandlungsgebot des Gleichbehand­

lungsgesetzes nicht nur Diskriminierungen, die unmittelbar 

aufgrund des Geschlechtes erfolgen, sondern auch mittelbare 

Diskriminierungen erfaßt sind. Für das Vorliegen einer 

Diskriminierung ist nicht erforderlich, daß sich der Arbeit­

geber bei einer Differenzierung in der Behandlung von Frauen 

und Männern ausdrücklich auf das Geschlecht beruft, sondern 

es genügt, daß sich eine vom Arbeitgeber gesetzte Maßnahme 

im Erg e b n 1 s so auswirkt, daß die Angehörigen 

ein e s Geschlechtes benachteiligt werden. 

Die EG-Richtlinie vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung der 

Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des 

Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruf­

lichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen 

(Gleichbehandlungsrichtslinie) (76/207/EWG) normiert ein 

Verbot sowohl der unmittelbaren als auch der mittelbaren 

Diskriminierung, ohne den Begriff der mittelbaren Diskrimi­

nierung zu definieren. Die im vorliegenden Entwurf vorgenom­

mene demonstrative Beschreibung des Begriffes der mittel­

baren Diskriminierung orientiert sich an der Judikatur des 

Europäischen Gerichtshofes (EuGH vom 31.3.1981, Rs 96/80 -

"Jenkins/Kingsgate Ltd.", Slg. 911 ff.; EuGH vom 13.3.1986, 

Rs 170/84 - "Bilka GmbH/Weber von Hartz", Slg. 1607 ff.) 

sowie an der im Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 

Beweislast im Bereich des gleichen Entgelts und der Gleich­

behandlung von Männern und Frauen, KOM (88) 269 endg. ent­

haltenen Definition. 

In den an den Europäischen Geri~htshof herangetragenen 

Fällen ging es um Unterschiede in der Behandlung von Teil­

zeit- und Vollzeitbeschäftigten. Im Fall "Jenkins/Kingsgate" 
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erhielten die Teilzeitbeschäftigten einen geringeren stun­

denlohn als Vollzeitbeschäftigte, im Fall "Bilka/Weber von 

Hartz" wurden sie aUs der betrieblichen Altersversorgung 

ausgeklammert. Der Europäische Gerichtshof wertet derartige 

Differenzierungen zwischen Teil- und Vollzeitbeschäftigten 

als mittelbare Diskriminierung, wenn Frauen zu einem erheb­

lich höheren Prozentsatz als Männer teilzeitbeschäftigt 

sind und daher durch die Differenzierung überwiegend be­

nachteiligt werden, es sei denn, daß die lohnpolitische 

Maßnahme einem wirklichen Bedürfnis des Unternehmens dient 

und daher geeignet und erforderlich ist. 

Für den Begriff der mittelbaren Diskriminierung ist daher 

entscheidend, daß durch eine nicht am Geschlecht anknüpfende 

Differenzierung im Ergebnis die Arbeitnehmerinnen (oder die 

Arbeitnehmer) in deutlich überwiegendem Maße benachteiligt 

werden, ohne daß dies durch notwendige und geeignete unter­

nehmenspolitische Maßnahmen gerechtfertigt werden kann. 

Zu Z 2 (§ 2 Abs. 1a): 

Eine Diskriminierung durch sexuelle Belästigung setzt ein 

Verhalten des Arbeitgebers voraus, das gegen seine Fürsorge­

pflicht verstößt, sei es, daß er selbst belästigt oder daß 

er es unterläßt, einen Arbeitnehmer vor einer sexuellen 

Belästigung durch Dritte auf angemessene Weise zu schützen, 

obgleich ihm dies möglich wäre. Angemessen ist eine Maßnahme 

dann, wenn sie geeignet ist, die belästigte Person vor 

weiteren Belästigungen zu schützen. Hiefür stehen dem 

Arbeitgeber kraft seiner betrieblichen Organisationsgewalt 

und seiner Stellung im Arbeitsverhältnis ausreichende Mittel 

zur Verfügung, die nach den Grundsätzen der Verhältnis­

mäßigkeit (zuerst weniger strenge Mittel, wie z.B. Er­

mahnung, Versetzung, und erst als ultimaratio Kündigung, 

Entlassung) anzuwenden sind. 

Voraussetzung für eine Verpflichtung des Arbeitgebers, ent­

sprechende Maßnahmen zu ergreifen ist, daß eine sexuelle 

Belästigung vorliegt und - wenn der Arbeitgeber nicht 
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selbst -der Belästiger ist - der Sachverhalt soweit geklärt 

ist , daß bei objektiver Betrachtung keine begründeten 

Zweifel an der Belästigung bestehen. 

Der Tatbestand der sexuellen Belästigung selbst verlangt 

zunächst ein Verhalten, das mit der sexuellen Sphäre im 

Zusammenhang steht und für den Belästiger erkennbar von der 

belästigten Person nicht erwünscht ist. Nicht jedes Ver­

halten, das als auf die sexuelle Sphäre bezogen angesehen 

werden kann, ist im Sinne der vorgesehenen Regelung schon 

als sexuelle Belästigung anzusehen. Es muß sich vielmehr um 

ein die persönliche Würde gröblich verletztendes Verhalten 

handeln. Im Sinne dieser Bestimmung genügen daher die in der 

öffentlichen Diskussion zur sexuellen Belästigung genannten 

Beispiele des Nachpfeifens oder der unerwünschten Einladung 

zum Kaffee oder Essen grundsätzlich nicht, um den Tatbestand 

der gröblichen Verletzung der Würde zu erfüllen. Hingegen 

werden körperliche Kontakte, die gegen den Willen der be­

troffenen Person, wie das vielfach erwähnte "Begrapschen", 

erfolgen, im allgemeinen die Tatbestandsvoraussetzungen 

erfüllen. 

Neben der gröblichen Verletzung der Würde der Person kann 

eine sexuelle Belästigung (gem. Z 2) aber auch dann vor­

liegen, wenn zwar die einzelnen Belästigungshandlungen nicht 

die in Z 1 geforderte Intensität erreichen, aber fortgesetzt 

erfolgen und dazu führen, daß die Situation für die be­

lästigte Person am Arbeitsplatz unerträglich, weil ein­

schüchternd oder demütigend, wird. 

Zu Z 3 (§ 2 Abs. 2): 

Durch die vorgesehene Regelung wird der Anwendungsbereich 

des § 2 Abs. 2 , der eine Präzisierung des Gleichbehand­

lungsgebotes bei der Entgeltfestsetzung darstellt, auf 

generelle betriebliche Einstufungsregelungen, die keine 

Normen der kollektiven Rechtsgestaltung (Betriebsvereinba­

rungen, Kollektivverträge) sind, ausgedehnt. weiters wird 

der Begriff der gleichwertigen Arbeit ausdrücklich in das 
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Gleichbehandlungsgebot aufgenommen. Die Formulierung "glei­

che Arbeit oder eine Arbeit, der gleicher Wert beigemessen 

wird" entspricht der in Artikel 1 der EG-Richtlinie vom 

10. Februar 1975 über die Anwendung des gleichen Entgelts 

für Männer und Frauen (Lohngleichheitsrichtlinie) enthalte­

nen Formulierung, deren englischer Text "same work or work 

to which equal value is attributed" lautet. 

Dadurch soll klargestellt werden, daß sich das Gleichbehand­

lungsgebot bei der Entgeltfestsetzung nicht nur auf völlig 

idente Arbeitsvorgänge, sondern auch auf vergleichbare 

Arbeiten innerhalb eines Betriebes bezieht. Diese Auffassung 

wurde bereits in den Erläuterungen zu Art. I Z 3 der letzten 

Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 410/1990, zum 

Ausdruck gebracht (siehe Bericht des Ausschusses für soziale 

Verwaltung, 1411 der Beilagen zu den Stenographischen Proto­

kollen des Nationalrates XVIII GP). 

Die überprüfung von Kollektivverträgen auf die Angemessen­

heit (Gleichwertigkeit) ihrer Einstufungskriterien kann 

allerdings im Hinblick auf das in österreich bestehende 

System der Kollektivvertagsautonomie nicht allgemein, son­

dern nur im Einzelfall zwischen den Parteien eines Rechts­

streites erfolgen. 

Zu Z 4 (§ 2a Abs. 1): 

Zur Durchsetzung des Anspruches auf Gleichbehandlung ist bei 

Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot bei Begründung des 

Arbeitsverhältnisses eine besondere über den Ersatz des 

bloßen Vertrauensschadens hinausgehende Schadenersatzrege­

lung vorgesehen, die sich an der Judikatur des Europäischen 

Gerichtshofes orientiert. 

Dieser vertritt in der Frage, ob der diskriminierende Ar­

beitgeber zum Abschluß eines Arbeitsvertrages verpflichtet 

werden muß, die Auffassung, daß es die Gleichbehandlungs­

richtlinie zwar den Mitgliedstaaten überläßt, die Sanktion 

für einen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot unter den 

verschiedenen Möglichkeiten auszuwählen. Entscheidet sich 
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jedoch ein Mitgliedstaat dafür, als Sanktion für einen 

Verstoß gegen das Gebot der Gleichbehandlungsrrichtlinie 

eine Entschädigung zu gewähren, so muß diese jedenfalls 1n 

einem angemessenen Verhältnis zu dem erlittenen Schaden 

stehen und somit über einen rein symbolischen Schadenersatz, 

wie etwa die bloße Erstattung der Bewerbungskosten <Ver­

trauensschaden) hinausgehen <Urteil v. 10. April 1984, 

Rs 14/83). 

In der BRD gibt es Entscheidungen, wonach abgewiesenen 

Stellenwerberinnen für die Verletzung des Persönlichkeits­

rechtes Schmerzengeld bezahlt werden muß, wie z.B. das 

Urteil des Arbeitsgerichtes Hamburg vom 7. März 1985, das 

der aufgrund ihres Geschlechtes abgewiesenen Stellenwerberin 

geschätzte 6 Monatsgehälter als Schmerzengeld <und einen 

Betrag für die aufgewandten Bewerbungskosten) zuerkannte. Es 

liegen in der BRD - von dieser Rechtssprechung ausgehend -

bereits Gesetzentwürfe, darunter auch ein Gesetzentwurf der 

Bundesregierung, vor, die beim Verstoß gegen das Benach­

teiligungsverbot eine Pauschalierung des Schadenersatzes 1n 

der Höhe von einigen Monatsverdiensten vorsehen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf greift diesen Lösungsansatz, 

wonach der durch die Diskriminierung entstandene Schaden in 

angemessener Weise finanziell ausgeglichen werden muß, auf. 

Es erscheint zweckmäßig, die Festlegung des Ausmaßes der 

Pauschalierung nicht generell den Gerichten zu überlassen, 

sondern durch Gesetz eine einheitliche Regelung zu schaffen, 

sodaß die Gerichte auf dieser gesetzlichen Grundlage im 

Einzelfall den Schadenersatzanspruch festsetzen können. 

So soll bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes bei 

Begründung des Arbeitsverhältnisses der/die Stellenwerber/in 

neben dem Vertrauensschaden Anspruch auf Ersatz des Entgelts 

haben, das er/sie in den ersten sechs Monaten ab Arbeitsan­

tritt hätte erzielen können. 
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Zu Z 5 (§ 2a Abs. 1a): 

Durch die vorgesehene Regelung soll ein richterliches Mäßi­

gungsrecht bei Mehrfachdiskriminierungen eingeführt werden. 

Das Gericht kann demnach unter Berücksichtigung der wirt­

schaftlichen Verhältnisse des Beklagten die Summe der Scha­

denersatzansprüche auf bis zu insgesamt sechs Monatsver­

dienste begrenzen und auf die diskrminierten Kläger/innen 

nach Köpfen aufteilen. 

Zu Z 6 (§ 2a Abs. 2): 

Zum Begriff der Arbeit, der "gleicher Wert beigemessen 

wird", wird auf die Erläuterungen zu Z 3 verwiesen. 

Zu Z 7 (§ 2a Abs. 5): 

Diese Bestimmung enthält elne analoge Regelung zu § 2a 

Abs. 1. Die Ermittlung des Schadenersatz anspruches bei 

Diskriminierung bei der Beförderung soll jedoch nicht - Wle 

bei Diskriminierung bei der Einstellung - auf der Grundlage 

von Monatsverdiensten, sondern anhand des Unterschiedsbetra­

ges, der sich aus dem Vergleich zwischen dem tatsächlichen 

und dem mit dem beruflichen Aufstieg verbundenen Monatsver­

dienst des Bewerbers/der Bewerberin ergibt, vorgenommen 

werden. 

Demnach soll der/die Arbeitnehmer/in bei Verletzung des 

Gleichbehandlungsgebotes beim beruflichen Aufstieg Anspruch 

auf die Differenz zu dem Entgelt haben, das er/sie in den 

ersten sechs Monaten ab der Beförderung hätte erzielen 

können. 

Zu Z 8 (§ 2a Abs. 7): 

Ein/e infolge sexueller Belästigung im Zusammenhang mit dem 

Arbeitsverhältnis diskriminierte/r Arbeitnehmer/in<siehe Z 

2 des Entwurfes) soll Anspruch auf Schadenersatz gegenüber 

dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin haben. Bei sexueller 
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Belästigung durch andere Personen als den Arbeitgeber (an­

dere Arbeitnehmer/innen, Kund/inn/en) soll ein Schadener­

satzanspruch erst dann gegeben sein, wenn der/die Arbeit­

geber/in keine angemessene Abhilfe schafft. 

Zu Z 9 (§ 2a Abs. 8): 

Die individual rechtliche Anfechtung einer aufgrund des 

Geschlechtes erfolgten Kündigung ist schon nach der gelten­

den Rechtslage (§ 2a Abs. 7 des geltenden Gleichbehandlungs­

gesetzes) möglich. Gemäß § 105 Abs. 3 lit. j des Arbeitsver­

fassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974 1 d F des BGBl. Nr. 

475/1990, kann eine Kündigung auch "wegen der offenbar nicht 

unberechtigten Geltendmachung vom Arbeitgeber in Frage 

gestellter Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis durch den 

Arbeitnehmer" beim Gericht angefochten werden. Nach dem 

Geltungsbereich des Arbeitsverfassungsgesetzes sind von 

dieser Bestimmung aber nur betriebsratspflichtige Betriebe, 

d.h. Betriebe mit mindestens 5 Arbeitnehmer/inne/n erfaßt. 

Um auch Frauen in Kleinbetrieben zu schützen, soll die 

Anfechtungsmöglichkeit einer Kündigung, die wegen der Gel­

tendmachung von Ansprüchen nach dem Gleichbehandlungsgesetz, 

insbesondere durch Anrufung des Gerichtes oder der Gleichbe­

handlungskommission, erfolgt ist, als Individualrecht nach 

dem Gleichbehandlungsgesetz auf Betriebe mit weniger als 

fünf Arbeitnehmer/inne/n ausgedehnt werden. Damit sollen 

auch jene Fälle erfaßt werden, in denen eine Arbeitnehmerin 

eine Diskriminierung wegen des Geschlechtes aus nicht unbe­

rechtigten Gründen geltend macht, diese aber nicht nachwei­

sen kann, und wegen der Geltendmachung gekündigt wird. 

Zu Z 10 (§ 2a Abs. 9): 

Um den Arbeitnehmer/inne/n die Durchsetzung des Anspruches 

auf Gleichbehandlung im gerichtlichen Verfahren zu erleich­

tern, ist vorgesehen, daß der Arbeitgeber bei vorheriger 

Glaubhaftmachung des Diskriminierungstatbestandes durch 

den/die Arbeitnehmer/in, nachzuweisen hat, daß nicht auf das 
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Geschlecht bezogene Gründe für die unterschiedliche Behand­

lung maßgebend waren oder das Geschlecht unverzichtbare 

Voraussetzung für die auszuübende Tätigkeit ist. 

Zu Z 11 (S 3a Abs. 5): 

Eine Kommission, die sich mit der Gleichbehandlung von 

Frauen und Männern zu befassen hat, sollte geschlechts­

paritätisch zusammengesetzt sein. Die von den Interessen­

vertretungen (Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, 

österreichischer Arbeiterkammertag, Vereinigung öster­

reichischer Industrieller, österreichischer Gewerkschafts­

bund) zu entsendenden Mitglieder werden aufgrund von Vor­

schlägen der jeweiligen Interessenvertretung ernannt. Da 

seitens der Interessenvertretungen der Arbeitgeberseite in 

der Praxis nur Männer vorgeschlagen werden, soll in das 

Gleichbehandlungsgesetz eine Regelung aufgenommen werden, 

wonach bei der Erstellung der Vorschläge Frauen in einem 

Ausmaß vom mindestens 50 % zu berücksichtigen sind. 

Zu Z 12 (S 4): 

Im Hinblick auf die beabsichtigte Einführung elner Verwal­

tungsstrafbestimmung bei Verstoß gegen das Gebot der ge­

schlechtsneutralen Stellenausschreibung soll die überwachung 

der Einhaltung des Gebotes der geschlechtsneutralen stellen­

ausschreibung in den Aufgabenbereich der Gleichbehandlungs­

kommission ausdrücklich aufgenommen werden. 

Zu Z 13 bis 15 (§ 5 Abs. 3, § 6 Abs. 4 und § 6a Abs. 4): 

Nach dem derzeitigen Gesetzestext haben Verlautbarungen der 

Gleichbehandlungskommission in den Amtlichen Nachrichten des 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zu erfolgen. 

Durch die Novelle zum Bundesministeriengesetz BGBl. Nr. 

45/1991 wurden jedoch die Angelegenheiten der Gleichbehand­

lungskommission aus dem Wirkungsbereich des Bundesminis­

teriums für Arbeit und Soziales in den Wirkungsbereich des 

Bundeskanzleramtes übertragen. Die Gleichbehandlungskommis-
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sion ist somit ab 1. Februar 1991 beim Bundeskanzleramt 

eingerichtet. 

Da das Bundeskanzleramt über kein Amtsblatt für Verlautba­

rungen verfügt, ist im Entwurf vorgesehen, daß Verlautba­

rungen der Gleichbehandlungskommission entsprechend den 

Bestimmungen des Verlautbarungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 201, 

im Amtsblatt zur Wiener Zeitung, erfolgen sollen. 

Zu Z 16 (§ 10 Abs. 1): 

Nach der geltenden Rechtslage haben Fachleute, die den 

Sitzungen der Gleichbehandlungskommission beigezogen werden, 

ebenso wie die Mitglieder der Kommission, Anspruch auf 

Ersatz der notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten, jedoch 

keinen Entgeltanspruch. Durch die vorgesehene Regelung soll 

klargestellt werden, daß Expert/inn/en, die im Auftrag der 

Kommission schriftliche Fachgutachten erstellen, einen 

Anspruch auf angemessene Vergütung für ihre Leistung haben. 

Zu Z 17 (§ lOb): 

Durch die Bestimmung des Abs. 1 sollen die Kompetenzen der 

Anwältin für Gleichbehandlungsfragen im gerichtlichen Ver­

fahren ausgeweitet werden. Der Anwältin für Gleichbehand­

lungsfragen soll das Recht eingeräumt werden, nicht nur die 

Gleichbehandlungskommission, sondern auch das Gericht anzu­

rufen, wobei eine vorherige Befassung der Kommission mit 

dem Fall nicht erforderlich ist. 

Die Einbringung einer Klage beim Gericht erscheint insbeson­

dere dann sinnvoll, wenn die Anwältin für Gleichbehandlungs­

fragen aufgrund ihrer Erhebungen im Vorfeld der Gleichbe­

handlungskommission zu der Ansicht gelangt, daß das Zu­

standekommen einer gütlichen Einigung vor der Gleichbehand­

lungskommission nicht wahrscheinlich ist. Die Entscheidungen 

der Gleichbehandlungskommission sind nämlich nur Empfehlun­

gen an den Arbeitgeber bzw. Gutachten, haben aber mangels 

Behördenqualität der Gleichbehandlungskommission keinen 

rechtsverbindlichen Charakter. 
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Gemäß Abs. 2 soll die Anwältin 1n einem Rechtsstreit vor 

Gericht die Möglichkeit haben, als Nebenintervenient auf 

Seiten der klagenden Arbeitnehmerin (bzw. des klagenden 

Arbeitnehmers) in Erscheinung zu treten. 

Durch die letzte Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. 

Nr. 410/1990, wurde festgelegt, daß Ansprüche nach dem 

Gleichbehandlungsgesetz nicht wie bis dahin innerhalb der 

allgemeinen Verjährungsfrist nach dem ABGB, sondern nur 

innerhalb bestimmter kürzerer Fristen gerichtlich geltend 

gemacht werden können. Aufgrund der Erfahrungen der Anwältin 

für Gleichbehandlungsfragen hat sich gezeigt, daß die der­

zeit geltenden Fristen für die Geltendmachung von Ansprüchen 

in manchen Fällen zu kurz sind. Abs. 3 sieht daher vor, daß 

Ansprüche bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes - mit 

Ausnahme des Gleichbehandlungsgebotes bei Begründung des 

Arbeitsverhältnisses, beim beruflichen Aufstieg und bei 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses - innerhalb der gesetz­

lichen drei jährigen Verjährungsfrist nach dem ABGB geltend 

zu machen sind. 

Für die Geltendmachung von Ansprüchen bei Verletzung des 

Gleichbehandlungsgebotes bei Begründung des Arbeitsverhält­

nisses und beim beruflichen Aufstieg soll weiterhin die 

sechsmonatige Frist, für die Anfechtung von Kündigungen und 

Entlassungen die vierzehntägige Frist gelten. 

Zu Z 18 (§§ 10 c und d): 

Durch die im § 10c vorgesehene Aushangpflicht soll dem/der 

Arbeitnehmer/in die Möglichkeit gegeben werden, sich jeder­

zeit über den Inhalt des Gesetzes zu informieren. Damit 

er/sie dies ohne psychischen Druck tun kann, soll die Auf­

legung an einem Ort zu erfolgen haben, an dem der/die Ar­

beitnehmerin, ohne vom Vorgesetzten beobachtet zu werden, 

Einblick nehmen kann. Nach der geltenden Rechtslage sind 

eine Reihe von arbeitsrechtlichen Gesetzen, wie z.B. das 

Arbeitszeitgesetz, das Bundesgesetz über die Nachtarbeit der 

Frauen oder das Mutterschutzgesetz, aushangpflichtig. 
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Gemäß ~~ soll die Einhaltung des Gebotes der ge­

schlechtsneutralen Stellenausschreibung, das zur Zeit unter 

keiner ausdrücklichen strafsanktion steht, durch Verwal­

tungsstrafen durchgesetzt werden. Von der Einführung von 

Verwaltungsstrafbestimmungen wurde bis jetzt Abstand genom­

men, da es sich dabei um neue, nach der Ratifikation der 

Europäischen Menschenrechtskonvention eingeführte Verwal­

tungsstrafbestimmungen handelt , die vom Bsterreichischen 

Vorbehalt zu Art. 5 der Europäischen Menschenrechtskonven­

tion nicht gedeckt gewesen wären. 

Mit der Errichtung der unabhängigen Verwaltungssenate durch 

die B-VG-Novelle 1988, BGBl. Nr. 685, die am 1. Jänner 1991 

in Kraft getreten ist, wurde das Bsterreichische Verwal­

tungsstrafrecht an die Anforderungen der Art. 5 und 6 der 

Europäischen Menschenrechtskonvention angepaßt. Der Einfüh­

rung von Verwaltungsstrafbestimmungen im Gleichbehandlungs­

gesetz steht somit kein verfassungsrechtlicher Grund mehr 

entgegen. 

Zu~~.9 bis 30 (§ 12 Abs. 1, 1a und 2, § 13 Abs. 1, 1a, 2, 

~~~ 8 und 9, § 14 Abs. 1 und § 18 Abs. 1) 

wird auf die Erläuterungen zu den entsprechenden materiell­

rechtlichen Bestimmungen des I. Teiles des Gleichbehand­

lungsgesetzes verwiesen. 

Die Festlegung des Mindestausmaßes des Schadenersatzan­

spruches bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes bei 

Begründung des Arbeitsverhältnisses, beim beruflichen Auf­

stieg und bei sexueller Belästigung soll der Ausführungs­

gesetzgebung vorbehalten sein. Das gleiche gilt für die 

Festlegung der Maximalhöhe der Geldstrafe bei Verstoß gegen 

das Gebot der geschlechtsneutralen Stellenausschreibung. 

Bestimmungen betreffend Gleichbehandlungskommission und 

Anwältin für Gleichbehandlungsfragen sind im Grundsatzgesetz 

nicht enthalten, da die die Organisation der Gleichbehand­

lungskommission betreffenden Bestimmungen gemäß Art. 15 

Abs.1 B-VG Sache des Landesgesetzgebers sind (B-VG Novelle 

1974, BGBl.Nr. 444). 
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Geltendes Recht 

§ 2. 

(1) Auf Grund des Geschlechtes darf niemand Im 
Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis diskriminiert wer­
den, insbesondere nicht 

1. bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses, 
2. bei der Festsetzung des Entgelts, 
3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die 

kein Entgelt darstellen, 
4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf be­

trieblicher Ebene, 

5. beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bel Beförde­
rungen, 

6. bei den sonstigen Arbeitsbedingungen und 
7. bel der Beendigung des Arbeitsverhältnisses j Diskrimi­

nierung ist jede benaChteiligende Differenzierung, die ohne 
sachliche Rechtfertigung vorgenommen wird. . 

29 

Textgegen li bcl's tcllll ng 

F:lssung des Enlwurfes 

S 2. 

(1) Auf Grund des Geschlechtes darf im Zusammenhang mit 

einem Arbeitsverhältnis niemand unmittelbar oder mittelbar 
diskriminiert werden, insbesondere nicht 

1. bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses, 

2. bei der Festsetzung des Entgelts, 

3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein 
Entgelt darstellen, 

4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf betrieblicher 
Ebene, 

5. beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderungen, 

6. bei den sonstigen Arbeitsbedingungen und 

7. bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

Diskriminierung ist jede benaChteiligende Differenzierung, 

die ohne sachliche ReChtfertigung vorgenommen wird. Eine 

mittelbare Diskriminierung liegt insbesondere dann vor, wenn 

1. die Differenzierung nicht unmittelbar wegen des Ge­

schlechtes, sondern nach Merkmalen erfolgt, die aus­

schließlich oder Überwiegend auf ein Geschlecht zutreffen 
oder 

2. eine Regelung oder Maßnahme zwar unterschiedslos auf 

Nänner oder Frauen angewendet wird, diese aber für die 

Personen eines Geschlechtes erheblich nachteiligere Wir­

kungen entfaltet als bei Personen dea anderen Geschlechtes 

und diese nachteiligen Wirkungen auf dem Geschlecl.t oder 
der Geschlechtsrolle basieren 

und die Differenzierung, Regelung oder Maßnahme sachlich 
nicht gerechtfertigt ist. 
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Geltendes Recht 

(2) In Regelungen der kollektiven RechtsgestllItung zur 
Festsetzung des Entgelts dürfen Kriterien für die Beurteilung der 
Arbeit der Frauen und der Arbeit der Männer nicht in einer zu 
einer Diskriminierung führenden Weise vorgeschrieben werden. 

30 

Fassung des Entwurfes 

(la) Eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes liegt 

auch vor, wenn der Arbeitnehmer im Zusammenhang mit seinem 

Arbeitsverhältnis 

1. vom Arbeitgeber selbst oder 

2. von Dritten sexuell belästigt wird und der Arbeitgeber 

eine ihm mögliche Abhilfe unterläßt. 

Sexuelle Belästigung liegt vor, wenn ein der sexuellen Sphäre 

zugehöriges Verhalten gesetzt wird, das der betroffenen 

Person erkennbar unerwünscht ist und 

1. geeignet ist, die Würde der Person gröblich zu verletzen 

oder 

2. eine einschüchternde oder demütigende Arbeitsumwelt für 

die betroffene Person schafft. 

(2) Betriebliche Einstufungsregelungen und Normen der kol­

lektiven Rechtsgestaltung haben bei der Regelung der Entloh­

nungskriterien den Grundsatz des gleichen Entgelts für glei­

che Arbeit oder für eine Arbeit, der gleicher Wert beige­

messen wird, zu beachten und dürfen keine Kriterien für die 

Beurteilung der Arbeit der Frauen einerseits und der Arbeit 

der Männer andererseits vorschreiben, die zu einer Diskrimi­

nierung führen. 
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Geltendes Recht 

§ 2a. 

(1) Ist das Arbeitsverhältnis wegen einer vom 
Arbeitgeber zu vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungs_ 
gebotes des § 2 Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der 
Arbeitgeber zum Ersatz des Schadens verpfliChtet, den der 
Stellenwerber dadurch erleidet, daß er darauf vertrauen konnte, 
die Begründung des Arbeitsverhältnisses werde nicht wegen einer 
solchen Verletzung unterbleiben. Dieser Schadenersatz schließt 
den Ersatz des entgangenen Gewinnes nicht ein. 

(2) Erhält ein Arbeitnehmer wegen Verletzung des Gleich­
behandlungsgebotes des § 2 Abs. 1 Z 2 durch den Arbeitgeber 
ein geringeres Entgelt als ein Arbeitnehmer des anderen Ge­
SChleChtes, so hat er gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch auf 
Bezahlung der Differenz. 

31 

Fassung des Enlwurfes 

S 2a 

(1) Ist das Arbeitsverhältnis wegen einer vom Arbeitgeber zu 

vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgehotes des S 2 

Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der Arbeitgeber zum 

Ersatz des Schadens verpflichtet, den der Stellenwerber 

dadurch erleidet, daß er darauf vertrauen konnte, die Begrün­

dung des Arbeitsverhältnisses werde nicht wegen einer solchen 

Verletzung unterbleiben. Jedenfalls ist der Arbeitgeber 

verpflichtet, dem Stellenwerber das Entgelt zu erseLzen, da~ 
dieser bei Begründung des Arbeitsverhältnisses in den ersten 

sechs Monaten ab Arbeitsantritt hätte erzielen können. 

(la) Machen mehrere Bewerber Ansprüche gemäß Abs. 1 zweiter 

Satz klagsweise geltend, so kann das Gericht die Summe dieser 

SChadenersatzansprüche auf bis zu insgesamt sechs Monatsent_ 

gelte begrenzen und auf die diSkriminierten Kläger nach 
Köpfen aUfteilen. 

(2) Erhält ein Arbeitnehmer wegen Verletzung des Gleichbe­

handlungsgebotes des S 2 Abs. 1 Z 2 durch den Arbeitgeber für 

gleiche Arbeit oder für eine Arbeit, der gleicher Wert beige­

messen wird, ein geringeres Entgelt als ein Arbeitnehmer des 

anderen GeSChleChtes, so hat er gegenüber dem Arbeitgeber 
Anspruch auf Bezahlung der Differenz. 
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Geltendes Recht 

(5) Ist ein Arbeitnehmer wegen einer vom Arbeitgeber zu 
vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des § 2 
Abs. t Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist der Arbeitgeber 
zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den der Arbeitnehmer 
dadurch erleidet, daß er darauf vertrauen konnte, der berufliche 
Aufstieg werde nicht wegen einer solchen Verletzung unterblei­
ben. Dieser Schadenersatz schließt den Ersatz des entgangenen 
Gewinnes nicht ein. 

(7) Ist das Arbeitsverhältnis wegen des Geschlechtes des 
Arbeitnehmers gekündigt oder vorzeitig beendet worden (§ 2 
Abs. 1 Z 7), so kann die Kündigung oder Entlassung beim 
Gericht angefochten werden. 

(8) Insoweit sich im Streitfall der Arbeitnehmer oder 
Stellenwerber auf einen Diskriminierungstatbestand im Sinne 
des § 2 Abs. 1 beruft, hat er diesen glaubhaft zu machen. Die 
Klage ist abzuweisen, wenn bei Abwägung aller Umstände eine 
höhere Wahrscheinlichkeit dafür spricht, daß ein anderes vom 
Arbeitgeber glaubhaft gemachtes Motiv für die unterschiedliche 
Behandlung ausschlaggebend war oder das andere Geschlecht 
unverzichtbare Voraussetzung für die auszuübende Tätigkeit ist. 

32 

Fassuilg des Eillwurfes 

(5) Ist ein Arbeitnehmer wegen einer vom Arbeitgeber zu 

vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des S 2 

Abs. 1. Z 5 nicht beruflich aufgestiegen. so ist der Arbeit­

geber verpflichtet. dem Arbeitnehmer die Differenz zu dem 

Entgelt zu ersetzen, das der Arbeitnehmer in den ersten sechs 

Monaten ab der ßefHrderung hätte erzielen kHnnen. 

(7) Ein infolge sexueller Belästigung im Zusammenhang mit 

seinem Arbeitsverhältnis diskriminierter Arbeitnehmer hat 

gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch auf Ersatz des erlittenAn 

Schadens. Soweit der Nachteil nicht in einer VermHgenseinbuße 

besteht:, haL der At'beitnehmer zum Ausgleich des durch die 

Verletzung der Würde entstandenen Nachteils Anspruch auf 

angemessenen Schadenersatz, der mindestens 5.000 S beträgt. 

(8) Ist das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber wegen des 

Geschlechtes des Arbeitnehmers oder wegen der offenbar nicht 

unberechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach diesem 

Gesetz gekündigt oder vorzeitig be endet worden. so kann die 

Kündigung oder Entlassung beim Gericht angefochten werden. 

(9) Insoweit sich im Streitfall der Arbeitnehmer oder 

Stellenwerber auf einen Diskriminierungstatbestand im sinne 

des S 2 Abs. 1 beruft. hat er diesen glaubhaft zu machen. 

Der Arbeitgeber hat nachzuweisen. daß nicht auf das Ge­

scl\lecht bezogene Gründe für sein Verhalten maßgebend waren 

oder das Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung für die 

auszuübende Tätigkeit ist. 
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Geltendes Recht 

§ 4. Die Kommission hat sich mit allen die Diskriminie-
rung (§ 2) berührenden Fragen und mit Verstößen gegen die 
Beachtung des Gleichbehandlungsgebotes regelnde Förderungs­
richtlinien zu befassen. 

§ 5 ..•. 

(3) Gutachten der Kommission sind in den AmtJJchen 
Nachrichten des Bundesminis/eriums für Arbeit und Soziales 
zu verlautbaren. 

33 

F:1ssung ucs ElllWUI'(CS 

§ 3. 

ISa) Jede der in Abs. 3 Z 1 bis 4 genannten Interessenver_ 

tretungen hat zumindest eine Frau als Mitglied der Kommis­

sion vorzuschlagen. Auch bei der Nominierung der Ersatzmit­

glieder sind von jeder Interessenvertretung Frauen in einem 
Ausmaß von mindestens 50 % zu berüCksichtigen. 

§ 4. Die Kommission hat sieh mit allen die Diskriminierung 

I§ 2) berührenden Fragen und mit Verstößen gegen S 2b zu 

befassen und die Einhaltung des Gebotes der geschlechts­

neutralen Stellenallsschreibung IS 2c) zu überwachen. 

§ s. 

(3) Gutachten der Kommission sind nach den Bestimmungen des 

Verlautbarungsgesetzes 1985, BGBI. Nr. 201/1985, ZII verlaut_ baren. 
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Geltendes Recht 

§ 6. 

(4) Die Kommission hat rechtskräftige Urteile Im Sinne 
des Abs.3, die Verletzungen des Gleichbehandlungsgebotes 

feststellen, In den Amtlichen Nachrichten des Bundesminisle-
riwns filr Arbeit lind Soziales zu veröffentlichen. 

§ 6a .... 

(4) Kommt der Arbeitgeber der Verpflichtung nach Abs. 1 
und 2 nicht nach, so hat die Kommission diesen Umstand in den 
Amtlichen Nachrichten des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales zu verlautbaren. 

§ 10. 
(1) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Kommis­

sion haben ihre Tätigkeit ehrenamtlich auszuüben. Sie haben 
Anspruch auf Ersatz der notwendigen Reise- und Aufenthaltsko­
sten ; gleiches gilt für die Vertreter der Kollektivvertragsparteien 
und für die sonstigen Fachleute (§§ 5 Abs. 2 letzter Satz und 7 
Abs.4). 

34 

Fassung des Enlwul'fes 

S 6. 

(4) Die Kommission hat rechtskräftige Urteile im Sinne des 

Abs. 3, die Verletzungen des Gleichbehandlungsgebotes fest­

stellen, nach den Bestimmungen des Verlautbarungsgesetzes 

1985, ßGBl. Nr. 201/1985, zu veröffentlichen. 

S 6a. • •• 

(4) Kommt der Arbeitgeber der Verpflichtung nach Abs. 1 

und 2 nicht nach, so hat die Kommission diesen Umstand nach 

den Bestimmungen des Verlautbarungsgesetzes 1985, BGBl. 

Nr. 201/1985, zu verlautbaren. 

S 10. 

(1) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Kommission haben 

ihre Tätigkeit ehrenamtlich auszuüben. Sie haben Anspruch 

auf Ersatz der notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten; 

gleiches gilt für die Vertreter der Kollektivvertragspar­

teien und für die sonstigen Fachleute (SS 5 Abs. 2 und 7 

Abs. 4) mit Ausnahme jener Fachleute, die schriftliche Fach­

gutachten im Auftrag der Kommission erstellen. 
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Geltcndcs Rccht 

Fristen rür die Geltendmachung von Anspriichen 

§ 10 b. Ansprüche nach § 2 a Abs. 1 bis 6 sind blnncn 
sechs Monaten gerichtlich geltend zu machen. Bel Ansprüchen 
nach § 2 a Abs. 1 und 5 beginnt diese Frist mit Ablehnung der 
Bewerbung oder Beförderung. Eine Kündigung oder Entlassung 
ist gemäß § 2 a Abs. 7 binnen 14 Tagen ab ihrem Zugang beim 
Gericht anzufechten. Die Befassung der Kommission mit der 
Priifung, ob eine Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes 
\'orliegt, bewirkt die Unterbrechung der Fristen. 

35 

Fassung dcs EIlLIVlI/,{CS 

Klageberechtigung, Nebenintervention und Fri~tcn fUr 

die Geltendmachung von Ansprüchen 

S lOb. (1) Ansprüche nach S 2a kHnnen unabhängig von der 
Befa~HIJng der Gleichbehandlungskommission 

1. vom betroffenen Arbeitnehmer oder Stellenwerber odor 

2. der Anwältin fUr Gleichbehandlungsfragen als Organ des 
Oundeskanzleramtes 

durch Klage beim Gericht geltend gemacht werden. 

(2) Die Anwältin für Gleichbehandlungsfragen ist weiters 

berechtigt, einem Rechtsstreit über Ansprüche nach S 2a 

gemäß S 17 dcr Zivilprozeßordnung auf Seiten des Arbeit­

nehmers als Nebeninterveni~nt beizutreten. 

(3) Ansprüche nach S 2a Abs. 1 und 5 sind binnen aechs 

Monaten gerichtlich geltend zu machen. Oie Frist zur Gel­

tendmachung beginnt mit Ablehnung der Bewerbung oder BefHr­

derung. Eine Kündigung oder Entlassung gemäß S 2a Aba. 8 ist 

binnen 14 Tagcn ab ihrem Zugang beim Gericht anzufechten. 

Für Ansprüche nach S 2a Aba. 2, 3, 4 , 6 und 7 gilt die 

dreijährigc Verjährungsfrist gemäß S 1486 des Allgemeinen 

Bürgerlichen Gesetzbuches. Oie Einbringung des Antrages auf 

Prüfung der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes bei der 

Kommission bewirkt die Hemmung der Fristen. 
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36 

Geltendes Recht Fassung des Entwurfes 

Auflegen des Gesetzes 

S lOc. Jeder Arbeitgeber hat einen Abdruck dieses Bundesge­

setzes im Betrieb an geeigneter, für die Arbeitnehmer leicht 

zugänglicher Stelle aufzulegen. 

Strafbestimmungen 

S IOd. Wer entgegen der Bestimmung des S 2c einen Arbeits­

platz nur für Männer oder nur für Frauen ausschreibt, ist 

auf Antrag eines stellenwerbers oder der Anwältin für Gleic­

hbehandlungsfragen von der ßezirksverwaltungsbehbrde mit 

Geldstrafe bis zu 30.000 S zu bestrafen. es sei denn. ein 

bestimmtes Geschlecht ist unverzichtbare Voraussetzung für 

die auszuübende Tätigkeit. 
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Geltendes Recht 

§ 12. 

(I) Auf Grund des Geschlechtes darf niemand Im 
Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis diskriminiert wer­den, insbesondere nicht 

1. bel der Begründung des Arbeitsverhältnisses, 
2. bei der Festsetzung des Entgelts, 

3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein Entgelt darstellen, 

4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf be­trieblicher Ebene, 

S. beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförde­rungen, 

6. bel den sonstigen Arbeitsbedingungen und 
7. bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses; 

Diskriminierung ist jede benachteillgende Differenzierung, die 
ohne sachliche Rechtfertigung vorgenommen wird. 

37 

Fassung des Entwurfes 

S 12 • 

(1) Auf Grund des Geschlechtes darf im Zusammenhang mit 

einem Arbeitsverhältnis niemand unmittelbar oder mittelbar 
diskriminiert werden, insbesondere nicht 

1. bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses, 

2. bei der Festsetzung des Entgelts, 

3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein 
Entgelt darstellen, 

4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf betrieb­
licher Ebene, 

5. beim beruflichen AUfstieg, insbesondere bei Bef6rderun-
gen, 

6. bei den sonstigen Arbeitsbedingungen und 

7. bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

Diskriminierung ist jede benaChteiligende DifferenZierung, 

die ohne sachliche Rechtfertigung vorgenommen wird. Eine 

mittelbare Diskriminierung liegt insbesondere dann vor, wenn 

1. die Differenzierung nicht unmittelbar wegen des Ge­

schlechtes, sondern nach Merkmalen erfolgt, die aus­

schließlich oder überwiegend auf ein Geschlecht zutreffen 
oder 

2. eine Regelung oder Maßnahme zwar unterschiedslos auf 

Männer oder Frauen angewendet wird, diese aber für die 

Personen eines Geschlechtes erheblich nachteiligere 

Wirkungen entfaltet als bei Personen des anderen Ge­

schlechtes und diese nachteiligen Wirkungen auf dem 

Geschlecht oder der Geschelchtsrolle basieren 

und die DifferenZierung, Regelung oder Maßnahme sachlich 
nicht gerechtfertigt ist. 
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Geltendes Recht 

(2) In Regelungen der kollektiven Rechtsgestaltung zur 
Festsetzung des Entgelts (Abs. 1 Z 2) dürfen Kriterien für die 
Beurteilung der Arbeit der Frauen und der Arbeit der Männer 
nicht in einer zu einer Diskriminierung führenden Weise vorge­
schrieben werden. 

38 

Fassung ues EnlwUl,res 

(la) Eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes liegt 

auch vor, wenn der Arbeitnehmer im Zusammenhang mit seinem 

Arbeitsverhältnis 

1. vom Arbeitgeber selbst oder 

2. von Dritten sexuell belästigt wird und der Arbeitgeber 

eine ihm mögliche Abhilfe unterläßt. 

Sexuelle Belästigung liegt vor, wenn ein der sexuellen Sphäre 

zugehöriges Verhalten gesetzt wird, das der betroffenen 

Person erkennbar unerwünscht ist und 

1. geeignet ist, die Würde der Person gröblich zu verletzen 

oder 

2. eine einschüchternde oder demütigende Arbeitsumwelt für 

die betroffene Person schafft. 

(2) Betriebliche Einstufungsregelungen und Normen der 

kollektiven Rechtsgestaltung haben bei der Regelung der 

Entlohnungskriterien den Grundsatz des gleichen Entgelts für 

gleiche Arbeit oder für eine Arbeit, der gleicher Wert 

beigemessen wird, zu beachten und dürfen keine Kriterein 

für die Beurteilung der Arbeit der Frauen einerseits und der 

Arbeit der Männer andererseits vorschreiben, die zu einer 

Diskriminierung führen. 
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Geltendes Recht 

§ 13. 

(1) Ist das Arbeitsverhältnis wegen einer vom 
Arbeitgeber zu vertretenden Verletzung des Glelehbehandlungs_ 
gebotes des § 12 Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der 
Arbeitgeber zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den der 
StelJenwerber dadurch erleidet, daß er darauf vertrauen konnte, 
die Begründung des Arbeitsverhältnisses werde nicht wegen einer 
solchen Verletzung unterbleiben. Dieser Schadenersatz schließt 
den Ersatz des entgangenen Gewinnes nicht ein. 

(2) Erhält ein ~rbejtnehmer wegen Verletzung des Gleich­
behandlungsgebotes des § 12 Abs. 1 Z 2 durch den Arbeitgeber 
ein geringeres Entgelt als ein Arbeitnehmer des anderen Ge­
SChlechtes, so hat er gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch auf 
Bezahlung der Differenz. 

39 

F:lssung des ElllWlll'(es 

S 13 • 

(1) Ist das Arbeitsverhältnis wegen einer vom Arbeitgeber 

zu vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des 

S 12 Abs. 1 Z 1 nicht begründet worden, so ist der Arbeit­

geber zum Rrsatz des SchadenB verpflichtet, den der St.eIJ~n­
werber dadurch erleidet, daß er darauf vertrauen konnte, die 

Begründung des Arbeitsverhältnisses werde nicht wegen einer 

solchen Verletzung unterbleiben. Jedenfalls ist der Arbeit­

geber verpflichtet, dem Stellenwerber das Entgelt zu erset­

zen, das dieser bei Begründung des Arbeitsverhältnisses 

innerhalb eines von der Ausführungsgesetzgebung festzu­

setzenden Zeitraumes ab Arbeitsantritt hätte erzielen 
können. 

(la) Machen mehrere Bewerber Ansprüche gemäß Abs. 1 zweiter 

Satz klagsweise geltend, so kann das Gericht die Summe 

dieser SChadenersatzansprüche auf den von der AUsführungs­

gesetzgebung gemäß S 13 Abs. 1 festzusetzenden Betrag be­

grenz0n und auf die diskriminierten Kläger nach Köpfen 
aufteilen. 

(2) Erhält ein Arbeitnehmer wegen Verletzung des Gleichbe­

handlungsgebotes des S 12 Abs. 1 Z 2 durch den Arbeitgeber 

für gleiche Arbeit oder für eine Arbeit, der gleicher Wert 

beigemessen wird, ein geringeres Entgelt als ein Arbeitneh­

mer des anderen Geschlechtes, so hat er gegenüber dem 

Arbeitgeber Anspruch auf Bezahlung der Differenz. 
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Geltendes Recht 

(5) Ist ein Arbeitnehmer wegen einer vom Arbeitgeber zu 
vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des § 12 
Abs. 1 Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist der Arbeitgeber 
zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den der Arbeitnehmer 
dadurch erleidet, daß er darauf vertrauen konnte, der berufliche 
Aufstieg werde nicht wegen einer solchen Verletzung unterblei­
ben. Dieser Schadenersatz schließt den Ersatz des entgangenen 
Gewinnes nlchl ein. 

(7) Ist das Arbeitsverhältnis wegen des Geschlechtes des 
Arbeitnehmers gekiindigt oder vorzeitig beendet worden (§ 12 
Abs. 1 Z 7), so kann die Kündigung oder Entlassung beim 
Gericht angefochten werden. 

(8) Insoweit sich im Streitfall der Arbeitnehmer oder 
Stellenwerber auf ef.nen Diskriminierungstatbest~nd im Sinne 
des § 12 Abs. 1 beruft, hat er diesen glaubhaft zu machen. Die 
Klage ist abzuweisen, wenn bei Abwägung aller Umstände eine 
höhere Wahrscheinlichkeit dafür spricht, daß ein anderes vom 
Arbeitgeber glaubhaft gemachtes Motiv für die unterschiedliche 
Behandlung ausschlaggebend war oder das andere Geschlecht 
ulIVerzichtbare Voraussetzung für die auszuübende Tätigkeit ist. 

40 

Fassung des EnLwlIl'fcs 

(5) Ist ein Arbeitnehmer wegen einer vom Arbeitgeber zu 

vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des S 
12 Abs. 1 Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist der 

Arbeitgeber verpflichtet, dem Arbeitnehmer die Differenz zu 

dem Entgelt zu ersetzen, das der Arbeitnehmer innerhalb 

eines von der Ausführungsgesetzgebung festzusetzenden 

Zeitraumes ab der Beförderung hätte erzielen können. 

(7) Ein infolge sexueller Belästigung im Zusammenhang mit 

seinem Arbeitsverhältnis diskriminierter Arbeitnehmer hat 

gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch auf Ersatz des erlitte­

nen Schadens. Soweit der Nachteil nicht in einer Vermögens­

einbuße besteht, hat der Arbeitnehmer zum Ausgleich des 

durch die Verletzung der Würde entstandenen Nachteils 

Anspruch auf angemessenen Schadenersatz. 

(8) Ist das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber wegen des 

Geschlechtes des Arbeitnehmers oder wegen der offenbar 

nicht unberechtigten Geltendmachung von Ansprüchen nach 

diesem Gesetz gekündigt oder vorzeitig beendet worden, so 

kann die Kündigung oder Entlassung beim Gericht angefochten 

werden. 
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Geltendes Recht 

§ 14. 

(1) Soweit die Landesgesetzgebung eine Gleich­
bchandlungskomlllission vorsieht, hat sich diese mit allen die 
Diskriminierung im Sinne des § 12 berührenden Fragen zu 
befassen. 

41 

Fassung des EntwlIl'{CS 

(9) Insoweit sich im Streitfall der Arbeitnehmer oder 

Stellenwerber auf einen Diskriminierungstatbestand im Sinne 

des S 12 Abs. 1 beruft, hat er diesen glaubhaft zu machen. 

Der Arbeitgeber hat nachzuweisen, daß nicht auf das Ge­

schlecht bezogene GrUnde fUr sein Verhalten maßgebend waren 

oder das Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung fUr die 
auszuUbende Tätigkeit ist. 

S 14. 

(1) Soweit die Landesgesetzgebung eine Gleichbehandlungs_ 

kommission vorsieht, hat sich diese mit allen die Diskrimi-

nierung im Sinne des S 12 berUhrenden Fragen zu befassen und 

die Einhaltung des Gebotes der geschlechtsneutralen Steilen­
ausschreibung (S 13a) zu befassen. 

Strafbe3timmungen 

S 10 (1) Die AusfUhrungsgesetzgebung hat zu bestimmeIl, ddß 

Ubertretungen der in AusfUhrung des S 13a ergangenen lan­

desgesetzlichen Bestimmungen auf Antrag eines Stellenwer_ 

bers oder der Anwältin fUr Gleichbehandlungsfragen Von der 

ßezirksverwaltungsbehbrde mit Geldstrafe bis zu einem von 

der AusfUhrungsgesetzgebung festzusetzenden Betrag zu 
bestrafen sind. 
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Geltendes Recht 

§ 21. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1979 In 
Kraft. 

42 

Passung des EnlwlIl·fcs 

Nach S 21 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

SS 2 Abs. 1, 1a und 2, 2a Abs. 1, la, 2, 5, 7, 8 und 9, 3 

Abs. 5a, 4, 5 Abs. 3, 6 Abs. 4, 6a Ahs. 4, 10 Abs. 1, lOb, 

10c und 10 d in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. Nr •••• 

treten mit '" in Kraft. 

§ 21. 
(3) SS 12 Abs. 1, 1a und 2, 13 Abs. 1, 1a, 2, 5, 7, 8 und 

9, 14 Abs. 1 und 18 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

Nr •••• treten gegenüber den Ländern mit dem der Kundmachung 

dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft. Diese Ausfüh­

rungsgesetze sind binnen sechs Monaten ab dem der Kundma­

chung folgenden Tag zu erlassen. 

119/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

43 von 44

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



119/ME XVIII. GP - Entwurf44 von 44

www.parlament.gv.at




